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Höhe der Regelsätze in der Grundsicherung

 An dem Verfahren, welches die Bundesregierung für die Ermittlung der 
Regelbedarfe anwendet, gibt es Kritik von Gewerkschaften, Initiativen und 
Wohlfahrtsverbänden.

 Kritik: Regelsätze sind nicht bedarfsdeckend und sichern weder das sozio-
kulturelle Existenzminimum noch einen angemessenen Lebensstandard

 Diakonie Deutschland und Parität haben alternative Berechnungsmodelle erstellt, 
nach denen der Regelsatz für Alleinstehende ca. 150 Euro höher sein müsste.



Zentrale Kritikpunkte an der Methode der Regelbedarfsermittlung

1. statistische Vergleichsgruppe: Unzureichende Bereinigung der 
Grundgesamtheit: kein Ausschluss verdeckter Armut

2. willkürliche Festlegung der Vergleichsgruppe: Bestimmung der „unteren“ 
Referenzeinkommensbereiche (15% vs. 20%)

3. Streichung einzelner Güter und Dienstleistungen widerspricht dem Prinzip des 
internen Ausgleichs (verdeckte Warenkorbmethode führt zu 
Bedarfsunterdeckungen)



Weitere Aspekte
Kosten der Unterkunft
 Die KdU decken häufig nicht die realen Wohnkosten ab. Viele Haushalte zahlen aus dem 

Regelsatz zu den Kosten der Unterkunft hinzu, weil es ihnen nicht gelingt, preiswerte 
Wohnungen zu finden. Für grundlegende Bedarfe fehlen somit anderswo die Mittel 
(Bedarfsunterdeckungen).

AsylbLG
 Asylbewerber*innen erhalten in den ersten 15 Monaten ihres Aufenthalts Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz, welche noch unter den Regelsätzen in der Grundsicherung liegen.
 Problem Sachleistungsprinzip
 Problem eingeschränkte gesundheitliche Versorgung

Leistungsausschlüsse von Unionsbürger*innen
 Gesetz zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung für 

Arbeitssuchende schließt EU-Bürger*innen, die sich zur Arbeitssuche und ohne nachweisbaren 
Kontakt zum Arbeitsmarkt in Deutschland aufhalten, seit 2016 von Leistungen aus.

 Folge: prekäre Situation auf dem Wohn- und Arbeitsmarkt. Hohes Risiko für Arbeitsausbeutung 



Weiterführende Quellen

• Becker (2016): „Regelbedarfsbemessung: Gutachten zum Gesetzentwurf 2016. Gutachten 
für die Diakonie Deutschland“ 
(www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Stellungnahmen_PDF/Bericht_
Teil_1_Regelbedarfe_final_ib.pdf )

• Der Paritätische: „Expertise. Regelbedarfe 2018. Herleitung und Bestimmung der  
Regelbedarfe in der 
Grundsicherung“www.paritaetischer.de/uploads/media/Expertise_Regelbedarfe-
2018.pdf

• www.menschenwuerdiges-existenzminimum.org/

• Nationale Armutskonferenz (2018): „Parallelbericht zum 6. Staatenbericht zur Umsetzung 
des UN Sozialpakts“ https://www.nationale-armutskonferenz.de/wp-
content/uploads/2018/09/NAK-Parallelbericht_UN-Sozialpakt_deutsche-Fassung.pdf
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